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Der Bundesparteitag möge beschließen: 

 

Kinderarmut wirksam reduzieren –  

Kindergrundsicherung in Regierungsprogramm 2017-2021 aufnehmen 5 

 

Im Regierungsprogramm zur Bundestagswahl 2017 ist die Einführung einer Kindergrundsiche-

rung vorzusehen. Diese fasst die bisherigen kindbezogenen Geldleistungen (Kindergeld, Kin-

derfreibetrag, Kinderzuschlag, SGB-II-Regelsätze für Minderjährige) in einer einheitlichen – 

durch Versteuerung oder sozial gestaffelten Zahlbetrag bedarfsgerechten — Zahlung zusam-10 

men. 

 

Als Sofortmaßnahme wird die SPD ein sozial gestaffeltes, für die unteren und mittleren Ein-

kommensgruppen deutlich erhöhtes Kindergeld einführen. 

 15 

Darüber hinaus ist das finanzielle Engagement des Bundes für den Ausbau und die Qualität 

sozialer Infrastruktur für Kinder – über die im Rahmen der Neuregelung der Bund-Länder-

Finanzen als Möglichkeiten vorgesehenen Regelungen hinaus –  zu verstärken. 

 


